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1945 - Heute
Ausstellung
der Arbeitsgemeinschaft der deutschen 
Familienorganisationen e.V.



70er: Familienpolitik im Wandel 

Nichtehelichen-Gesetz 
Mütter nichtehelicher Kinder erhalten das volle elterliche  
Sorgerecht für ihr Kind.  Ein nichteheliches Kind und sein  
Vater gelten erstmals als verwandt, einschließlich Umgangs- 
und Anhörungsrechten. Das Gesetz wird durch eine Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts erzwungen. 

Bundesfamilienministerin: 
Katharina Focke, SPD

Einführung von Pflegetagen für Eltern 
Für die Pflege eines kranken Kindes können Eltern bis zu fünf 
Tage im Jahr von der Arbeit freigestellt werden. 

Ausweitung der Teilzeitregelung für Beamte 
Männer im öffentlichen Dienst können sich wegen Kinder- 
erziehung beurlauben lassen oder in Teilzeit arbeiten. 

Abschaffung des Kinderfreibetrags 
Durch die Abschaffung der steuerlichen Kinderfreibeträge  
soll die Förderung von Kindern unabhängig vom Einkommen 
der Eltern werden. Erstmals wird Kindergeld ab dem ersten 
Kind gewährt.

Bundesfamilienministerin: 
Antje Huber, SPD

Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs §218 StGB 
Die zunächst eingeführte Fristenregelung wird vom Bundes-
verfassungsgericht gekippt. Mit der gültigen Neufassung von 
1976 bleibt eine Abtreibung rechtswidrig, ist in einzelnen  
Ausnahmefällen, etwa bei Gefahr für Gesundheit und Leben 
oder sozialen Notlagen, aber straffrei.

Reform des Ehe- und Scheidungsrechts 
Das bisherige Letztentscheidungsrecht des Ehemannes, zum 
Beispiel bei der Wahl des Wohnorts, der Berufstätigkeit der 
Frau, der Kindererziehung, wird abgeschafft. Die gesetzliche 
Festschreibung der „Hausfrauen-Ehe“ wird aufgehoben. Bei 
Scheidung ist der wirtschaftlich stärkere Partner unterhalts-
pflichtig – unabhängig von der Schuld am Scheitern der Ehe. 

Namensrechtsreform 
Der Name des Mannes wird nicht mehr automatisch gemein-
samer Familienname. Gewählt werden kann auch der Name 
der Frau oder die Voranstellung des Geburtsnamens für  
einen Partner.

Einführung der Familiengerichte 
Die neue rechtliche Instanz bündelt die Zuständigkeiten für 
Familienkonflikte, u.a. für Scheidungs- und Sorgerechtsfragen. 

Inkrafttreten des neuen Adoptionsgesetzes 
Das Kindeswohl wird zum entscheidenden Maßstab für  
Adoptionen. Als Folge des Europäischen Abkommens zur  
Kindes-adoption wird auch die Kontrollfunktion des Staates 
ausgeweitet. 

Einführung bezahlter Mutterschaftsurlaub 
Berufstätige Mütter können bis zum sechsten Lebensmonat 
des Kindes eine bezahlte Erziehungs- und Betreuungszeit in  
Anspruch nehmen. Während dieser Zeit und bis zum Ablauf 
zweier Folgemonate gilt Kündigungsverbot. Das monatliche 
Mutterschaftsgeld beträgt 750 DM.

Nach der Bundestagswahl 1969 kommt es 
erstmals zu einer sozial-liberalen Koalition in 
Deutschland. Unter dem Motto „Mehr Demo-
kratie wagen“ stößt die neue Regierung unter 
Willy Brandt weitreichende politische Verände-
rungen an. Auch in der Familienpolitik werden 
neue Weichen gestellt: Das Familienbild wan-
delt sich. Die gesetzlichen Vorgaben zur Rollen-
verteilung in der Familie werden abgeschafft. 
Frauen und Kinder rücken verstärkt in den Fokus 
der Familienpolitik.

Veränderungen gibt es auch bei den Familien-
verbänden: Nachdem bereits 1969 der Deut-
sche Familienverband und der Bund der Kinder-
reichen Deutschlands fusionierten, wird 1973 
der „Verband alleinstehender Mütter“ neues 
Mitglied in der AGF. Im Jahr 1976 nennt er sich 
um in „Verband alleinerziehender Mütter und 
Väter“. In Frankfurt am Main gründet sich 1972 
die „Interessengemeinschaft der mit Auslän-
dern verheirateten deutschen Frauen (IAF)“. 
Ziel ist die Beratung und Aufklärung über 
spezifische Probleme binationaler Paare. Seit 
1998 ist der Verband als „Verband binationaler  
Familien und Partnerschaften“ bekannt.

Der gesellschaftspolitische Wandel in den 
70er Jahren führt auch innerhalb der AGF zu 
Diskussionen. Debattiert wird unter ande-
rem darüber, ob es aufgrund der zahlreichen 
Veränderungen einen neuen Familienbegriff 
braucht. Bei einem gemeinsamen Treffen mit 
Persönlichkeiten aus Politik und Gesellschaft 
besteht Einigkeit, dass weniger die Defini- 
tion von Familie entscheidet als vielmehr die 
konkrete Verbesserung der Lebenslagen von 
Familien.

Die Frauen erstreiten ihr Recht auf Selbstbestimmung. Privat 
wie öffentlich bröckelt die Vorrangstellung der Männer.  
(Juergen / Timeline Images)

Ost- wie Westdeutschland erleben sinkende  
Geburtenraten, nicht zuletzt durch die Verbrei-
tung der „Pille“. Die DDR reagiert mit einer  
Reihe familienpolitischer Maßnahmen: finan- 
zielle Anreize, Ausdehnung des Schwanger-
schaftsurlaubs, bezahltes Babyjahr sowie  
Ausbau der Betreuungsmöglichkeiten. Der ein-
setzende Anstieg der Geburtenrate ist jedoch  
nur von kurzer Dauer.

80er: Zwischen Krise und Aufwind

Abkehr vom Prinzip der elterlichen Gewalt  
Das neue Leitbild der elterlichen Sorge verpflichtet Eltern,  
die Interessen ihrer Kinder angemessen zu berücksichtigen. 
Körperliche Sanktionen werden als ungeeignete Erziehungs-
maßnahmen abgelehnt.

Einführung  Unterhaltsvorschussgesetz 
Erstmals erhalten Kinder von Alleinerziehenden eine staatliche 
Leistung, wenn die Unterhaltszahlungen des anderen Eltern-
teils ausbleiben. Der Vorschuss wird für bis zu 36 Monate und 
einem Alter von sechs Jahren gewährt.

Kürzung des Kindergeldes 
Das Kindergeld wird nach einer Reihe kurz aufeinander- 
folgender Erhöhungen erstmalig gekürzt: um jeweils 20 DM 
pro Monat für das zweite und dritte Kind. Daraufhin tritt die 
Bundesfamilienministerin Antje Huber (SPD) zurück. 

Bundesfamilienministerin:  
Anke Fuchs, SPD

Bundesfamilienminister:  
Heiner Geißler, CDU

Rückkehr zum dualen Familienlastenausgleich 
Der erst 1975 abgeschaffte Kinderfreibetrag wird wieder  
eingeführt, Kindergeld und Freibetrag gelten erneut neben- 
einander. Familien mit geringem Einkommen erhalten zudem 
einen Kindergeldzuschlag.

Kindergeld wird einkommensabhängig 
Übersteigt das Familieneinkommen bestimmte Grenzen,  
wird das Kindergeld in Stufen gekürzt.

Gründung der Bundesstiftung Mutter und Kind 
Schwangere in Not können zusätzliche finanzielle Hilfen  
erhalten, zum Beispiel für Erstausstattung, Wohnung und  
Einrichtung oder Betreuung des Kindes.

Erweiterung und Kürzung beim Mutterschaftsurlaub  
Der Mutterschutzurlaub wird für nicht-berufstätige Mütter  
geöffnet. Das gewährte Mutterschutzgeld sinkt auf 510 DM 
für alle Mütter.

Bundesfamilienministerin:  
Rita Süssmuth, CDU

Einführung von Erziehungsurlaub und Erziehungsgeld 
Mütter und erstmals auch Väter können nach der Geburt ihres 
Kindes bis zu drei Jahre Erziehungsurlaub nehmen. Begleitend 
erhalten sie für bis zu 24 Monate ein – teilweise einkommen-
abhängiges – Erziehungsgeld von bis zu 600 DM. Das  
bisherige Mutterschaftsgeld entfällt. 

Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten in der Rente 
Für die geleistete Kindererziehung wird Eltern ein Versiche-
rungsjahr pro Kind rentenrechtlich anerkannt.

Frauenpolitik wird neue Aufgabe  
des Bundesfamilienministeriums

Bundesfamilienministerin:  
Ursula Lehr, CDU

Zu Beginn der Achtziger Jahre setzt in Deutsch-
land eine Wirtschaftskrise ein, die von der Bun-
desregierung mit einem strengen Sparkurs  
bekämpft wird. Die Zahl der Arbeitslosen steigt 
auf über zwei Millionen. Im Fokus der Politik 
steht die Haushaltskonsolidierung, auch die Fa-
milienpolitik ist von finanziellen Einschnitten 
betroffen. Die AGF entwickelt ein „Familienpoli-
tisches Not- und Sofortprogramm“ und betont, 
dass insbesondere Familien mit geringem Ein-
kommen verstärkt unterstützt werden müssen.

Die Familienverbände treten bereits seit län-
gerem für einen bezahlten Erziehungsurlaub 
ein. Die AGF fordert, die Garantie auf Rück-
kehr an den Arbeitsplatz zum Kernpunkt des 
Gesetzes zu machen. Sonst könne die Nut-
zung des Erziehungsurlaubs zu Arbeitslosig-
keit führen. Teile der Politik stellen jedoch 
genau diese Arbeitsplatzgarantie immer wie-
der in Frage. Besorgt zeigt sich die AGF auch 
darüber, dass Erziehungsgeld und -urlaub die 
Berufschancen für junge Frauen womöglich 
weiter erschweren.

Etwa ab Mitte der Achtziger Jahre bessert sich 
die wirtschaftliche Lage in Deutschland. Das 
spiegelt sich auch in der Familienpolitik wider: 
neue Maßnahmen werden eingeführt und neue 
Themen gesetzt.

Die Regierung der DDR gerät zum vierzigjäh-
rigen Bestehen des Staates unter erheblichen 
Druck. Im Herbst 1989 gehen Hunderttausende  
vor allem in den großen Städten der DDR auf die 
Straße. Ihr Ruf „Wir sind das Volk!“ wird zum 
Leitspruch der friedlichen Revolution. Nach der 
Ankündigung erleichterter Reisebedingungen 
von Ost nach West begeben sich am 9. Novem-
ber 1989 mehrere Tausend Ost-Berliner zu den 
innerstädtischen Grenzübergängen. Unter dem 
Druck der Menschenmengen öffnen die Grenz-
posten die Schlagbäume und die Mauer fällt.

Die DDR baut trotz sinkender Wirtschaftskraft 
die Familienpolitik aus. Bevölkerungspolitische 
Ziele ersetzen dabei teilweise die bisherige Ver-
einbarkeitspolitik. So wird das Babyjahr 1986  
bereits ab dem ersten Kind gewährt, das Kinder-
geld deutlich erhöht und Kindererziehungszeiten 
bei der Rente angerechnet. Dennoch gibt es Ende 
der 80er-Jahre eine nahezu flächendeckende 
ganztägige Kinderbetreuung in Krippen, Kinder-
gärten und Schulhorten.

Nach dem Wirtschaftswunder macht sich Katerstimmung breit: 
die Arbeitslosenzahlen steigen, die Einkommen sinken. Die  
Politik reagiert mit umfangreichen Sparprogrammen.  
(Winter / Timeline Images)

Die AGF wird gefördert von :

90er: Familienpolitik für Ost und West 

Existenzminimum-Urteil 
Das Bundesverfassungsgericht kritisiert die fehlende Steuer- 
gerechtigkeit für Familien und fordert, den lebensnotwen-
digen Mindestbedarf für Kinder nicht zu besteuern.

Neues Kinder- und Jugendhilfegesetz 
Das Gesetz stärkt Unterstützungs- und Hilfsangebote für  
Kinder, Jugendliche und ihre Familien und löst das an Kon- 
trolle und Eingriff orientierte Jugendwohlfahrtsgesetz ab. 

Bundesfamilienministerin:  
Hannelore Rönsch, CDU (Familie und Senioren) 
Angela Merkel, CDU (Frauen und Jugend)

Trümmerfrauenurteil 
Das Bundesverfassungsgericht kritisiert aufgrund der Klage 
einer ehemaligen „Trümmerfrau“ die Benachteiligung von  
Familien bei der Altersvorsorge und fordert eine bessere  
Anerkennung der Erziehungsarbeit im Rentensystem.

Ratifizierung der UN-Kinderrechtskonvention

Ausweitung Pflegetage für Eltern 
Die Freistellung für Eltern eines kranken Kindes wird von  
fünf auf zehn Tage erhöht.    

Anpassung des Unterhaltsvorschussgesetzes 
Die maximale Altersgrenze und Zahlungsdauer werden  
angehoben. Die Zahlung wird bis zu 72 Monate und bis  
zum zwölften Lebensjahr des Kindes gewährt.

Internationales Jahr der Familie 
Der 15. Mai wird von den Vereinten Nationen zum  
regelmäßigen Internationalen Tag der Familie ernannt.

Grundgesetzänderung (Art. 3): 
Die Gleichberechtigung von Mann und Frau wird Staatsziel 

Bundesfamilienministerin:  
Claudia Nolte, CDU

Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs § 218 StGB 
Die unterschiedlichen Regelungen in Ost und West erfordern 
eine Neufassung. Erneut scheitert eine Fristenregelung vor 
dem Bundesverfassungsgericht. Es kommt zum Kompromiss: 
Abtreibung bleibt rechtswidrig, ist nach Beratung in den  
ersten zwölf Wochen jedoch straffrei. Danach ist ein Abbruch 
nur aus medizinischen Gründen oder bei Notlagen möglich.

Einführung Pflegeversicherung 
Die Kosten häuslicher Pflege oder stationärer Heimpflege wer-
den abhängig vom festgestellten Pflegebedarf mit einem Fest-
betrag bezuschusst. Alternativ wird ein Pflegegeld gezahlt.

Einführung des Rechts auf Kinderbetreuung  
für Kinder ab drei Jahren

Neuordnung des Familienlastenausgleichs 
Das parallele Nebeneinander von Kindergeld und Freibeträgen 
wird durch die für Familien jeweils günstigere Lösung ersetzt.  

Vergewaltigung in der Ehe wird ein Straftatbestand

Reform des Kindschaftsrechts 
Im Zivilrecht wird nicht mehr zwischen ehelichen und  
nichtehelichen Kindern unterschieden. Die Ausübung einer 
gesetzlichen Vertretung durch das Jugendamt entfällt. Für 
unverheiratete Eltern wird die Möglichkeit des gemeinsamen 
Sorgerechts eingeführt.

Bundesfamilienministerin: 
Christine Bergmann, SPD

Wahlfreiheits-Urteil 
Das Bundesverfassungsgericht betont das elterliche Grund-
recht auf Wahlfreiheit bei der Art der Kinderbetreuung. Die 
jeweils gewünschte Kinderbetreuung muss ermöglicht und 
gefördert werden. Erziehung und Betreuung gehören zum 
Mindestbedarf für Kinder. 

Mit der Wiedervereinigung steht auch die  
Familienpolitik vor neuen Herausforderungen. 
Die bisherigen Regelungen der DDR-Gesetz- 
gebung sowie die dort gelebten Familienbilder  
wirken in die Debatten und Reformvorhaben  
hinein. Angleichungen im Familienrecht werden 
notwendig. Dies betrifft etwa das Unterhalts-
recht und das Abtreibungsrecht (§ 218). Auch 
die Frage nach der Kinderbetreuung stellt sich 
nach der Wiedervereinigung zunehmend. 

Die Verbände der AGF diskutieren intensiv 
die Situation der Familien im wiedervereinig-
ten Deutschland. In den fachlichen Debatten 
zur zukünftigen Perspektive der Familienpoli-
tik werden die vielfältigen unterschiedlichen  
Erfahrungen und Einstellungen in Ost- und 
Westdeutschland deutlich. Auch organisato-
risch zieht die Wiedervereinigung Verände-
rungen nach sich. Die vier Mitgliedsverbände 
wechseln von Bonn nach Berlin,  die AGF wird 
zum Verein ausgebaut. 

Der Wiedervereinigung folgt eine Debatte über 
Spar- und Konsolidierungsprogramme, die auch 
auf die Familienpolitik übergreift. Kindergeld, 
Erziehungsgeld und die beitragsfreie Mitversi-
cherung von Familienangehörigen geraten in die 
Diskussion.  Die AGF protestiert eindringlich da-
gegen, die Leistungen für Familien zu kürzen.

Die Wiedervereinigung bringt neue Perspektiven – auch in die  
Familienpolitik. (RalphH / Timeline Images)

Wie in den siebziger Jahren führt die Neuregelung des Schwan-
gerschaftsabbruchs zu heftigen politischen Debatten und  
Straßenprotesten. (Bundesarchiv, Bild 183-1990-0422-013,  
Fotograf: Oberst)

2000er: Neue Wege für Familien

Verankerung des Rechts von Kindern auf gewaltfreie Erziehung

Einführung steuerlicher Betreuungsfreibetrag

Einführung Teilzeit- und Befristungsgesetz 
Erstmals besteht ein Anspruch auf Teilzeitarbeit, der  
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erleichert. 

Einführung Lebenspartnerschaftsgesetz 
Gleichgeschlechtliche Paare können erstmals eine rechtlich 
anerkannte, eheähnliche Bindung eingehen. Die Einführung 
der Stiefkindadoption für leibliche Kinder folgt 2005  
beziehungsweise für adoptierte Kinder 2013.

Pflegeurteil 
Das Bundesverfassungsgericht fordert, Familien bei den  
Beiträgen zur Pflegeversicherung und den anderen Zweigen 
der Sozialversicherung zu entlasten.

Änderung Erziehungsgeldgesetz 
Die bis zu dreijährige Elternzeit kann erstmals gemeinsam von 
beiden Eltern genommen werden. Ein Jahr ist flexibel bis zum 
achten Lebensjahr des Kindes übertragbar. Parallel ist Teilzeit-
arbeit bis zu 30 Stunden möglich. 

Bundesfamilienministerin: 
Renate Schmidt, SPD

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende ersetzt  
Haushaltsfreibetrag 
Der steuermindernd wirkende Entlastungsbetrag liegt jedoch 
nur halb so hoch und wird unter engen Voraussetzungen gewährt.

Pflegezuschlag für Kinderlose wird eingeführt

Ausbau der Kinderbetreuung wird Gesetz

Einführung Kinderzuschlag für Eltern mit geringem Einkommen

Bundesfamilienministerin:  
Ursula von der Leyen, CDU

Reform Elterngeld und Elternzeit 
Das neue Elterngeld ist Lohnersatz und wird als Anteil des  
Erwerbseinkommens für bis zu zwölf Monate gewährt.  
Parallele Teilzeitarbeit  ist möglich. Zwei zusätzliche bezahlte 
Partnermonate gibt es, wenn beide Eltern das Kind betreuen. 
Nicht erwerbstätige Eltern erhalten pauschal 300 Euro. 

Unterhaltsrechtsreform 
Der Kindesunterhalt nach Scheidung hat Vorrang vor allen  
anderen Ansprüchen. Geschiedene EhepartnerInnen sind für 
ihren Lebensunterhalt selbst verantwortlich. 

Bundesfamilienministerin:  
Kristina Schröder, CDU

Hartz-IV-Urteil 
Das Bundesverfassungsgericht kritisiert die Hartz-IV-Sätze für 
Kinder und Erwachsene und verlangt Neuberechnungen zur 
Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums.

Einführung Familienpflegezeitgesetz

Einführung des Rechts auf Kinderbetreuung  
für Kinder ab einem Jahr

Einführung Betreuungsgeld 
Anspruch haben Eltern mit Kindern von ein bis drei Jahren, 
die keine öffentliche Kinderbetreuung besuchen. 

Bundesfamilienministerin:  
Manuela Schwesig, SPD

Ausweitung Kindererziehungszeiten in der Rente

ElterngeldPlus 
Eltern, die nach der Geburt des Kindes Teilzeit arbeiten,  
können nun die Bezugszeit des Elterngeldes verlängern. 

Betreuungsgeld-Urteil 
Das Bundesverfassungsgericht erklärt den Bund als nicht zu-
ständig und das Betreuungsgeld-Gesetz für verfassungswidrig. 

Der Ausbau der Kinderbetreuung rückt ins Zen-
trum der Familienpolitik und wird ab 2005 vom 
Bundesfamilienministerium massiv vorangetrie-
ben. Bis zum Jahr 2010 sollen ca. 230.000 neue 
Plätze für Kinder entstehen, vor allem für unter 
Dreijährige. Ziel ist es, bundesweit für gut ein 
Drittel aller Kinder unter drei Jahren ein Betreu-
ungsangebot zu schaffen. Dem Ausbaugesetz 
von 2005 folgen weitere Investitionsprogramme 
des Bundes, obwohl die Kinderbetreuung recht-
lich in der Verantwortung der Bundesländer liegt. 
Zugleich setzt die Familienpolitik verstärkt auf 
eine partnerschaftliche Aufteilung von Familie 
und Beruf. Auch die Pflege von Älteren gewinnt 
an politischer Bedeutung.

Die AGF steht den Plänen für die neue Elternzeit 
positiv gegenüber. Die Höhe des Elterngeldes 
betrachten die AGF-Verbände zwar kritisch, 
bewerten jedoch die Umbenennung des „Er-
ziehungsurlaubs“ in „Elternzeit“ positiv. Die 
zusätzlichen Partnermonate sind zunächst  
heftig umstritten und werden als „Wickel-
volontariat“ für Väter kritisiert. 2011 macht 
jedoch bereits jeder vierte Vater davon Ge-
brauch. Auch innerhalb der AGF kommt es 
zu Veränderungen: der Verband binationaler 
Familien und Partnerschaften wird in 2008  
Mitglied der AGF.

Insgesamt leben etwa acht Millionen Familien 
mit minderjährigen Kindern in Deutschland, wo-
bei ihre Anzahl derzeit rückläufig ist. Die Vielfalt 
der gelebten Familienmodelle nimmt dabei zu. So 
hat zum Beispiel jede dritte Familie in Deutsch-
land einen Migrationshintergrund. Auch steigt 
die Zahl der Alleinerziehenden und der Familien 
ohne Trauschein deutlich an – dies wird insbe-
sondere in den neuen Bundesländern gelebt.

Der Wunsch, Familie und Beruf zu vereinbaren, lässt den Bedarf 
an Kita-Plätzen wachsen. Ein außergewöhnliches Ausbau- 
programm ist die Folge. (markusspiske / photocase.de)

Das neue Unterhaltsrecht zieht weitreichende 
Veränderungen für geschiedene Mütter nach 
sich. Die Reform, und noch stärker die ihr folgen-
den Rechtsurteile, setzen stark auf eine frühe 
und vollumfängliche Berufstätigkeit der Mütter 
ab dem dritten Lebensjahr des Kindes.

Die Entwicklung der Familienpolitik 

Kontakt und weitere Informationen:

Arbeitsgemeinschaft der deutschen  
Familienorganisationen e.V. (AGF) 

Einemstr. 14 
10785 Berlin

Tel.: 030-2902825-70 
info@ag-familie.de 
www.ag-familie.de

 
Die AGF wird gefördert vom: 

1945  

heute

Vor gut 60 Jahren wurde 1953 in Deutschland ein eigenständiges Familienministe- 
rium eingeführt. Seitdem hat sich die Gesellschaft stetig verändert und mit ihr  
gesellschaftliche Familienbilder, das Familienleben und die Familienpolitik. 

Die Ausstellung bietet einen Überblick über die wesentlichen Meilensteine der  
deutschen Familienpolitik. Sie ist entstanden anlässlich des 60-jährigen Jubiläums 
der Arbeitsgemeinschaft der deutschen Familienorganisationen (AGF) e.V. im Jahr 
2014. Begleitend ist eine Broschüre erschienen, die die Geschichte der AGF, ihrer 
Mitglieder und ihre 60-jährige Begleitung der Familienpolitik ausführlicher nach-
zeichnet. Die Broschüre ist bei der AGF erhältlich.

Die AGF ist der Zusammenschluss von: 

Deutscher Familienverband (DFV), 

evangelische arbeitsgemeinschaft familie (eaf), 

Familienbund der Katholiken (FDK), 

Verband alleinerziehender Mütter und Väter (VAMV), 

Verband binationaler Familien und Partnerschaften (iaf). 

Die Familienverbände setzen sich mit ihren jeweiligen Schwerpunkten für die  
Interessen und Rechte von Familien ein. Die AGF formuliert die gemeinsamen  
Anliegen ihrer Mitgliedsverbände und ist mit ihren Tätigkeiten eine aktive Partnerin 
in Politik und Gesellschaft. Ihr Ziel ist die Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
Familien in Deutschland und Europa. Dafür leistet sie politische Lobbyarbeit und  
fördert auf nationaler und internationaler Ebene den Dialog und die Kooperation  
zwischen familienpolitischen Organisationen sowie Verantwortlichen für Familien-
politik. Die AGF ist Mitglied der COFACE (Confederation of Family Organisations in 
the European Union).

Fotos: Bundesarchiv, Bild 183-Z1218-315, Fotograf: Kolbe (oben); Berliner Senat (mitte); markusspiske / photocase.de (unten)

Technische Details

Ausstellung der AGF 
„Die Entwicklung der Familienpolitik“

AGF e. V. 
Karl-Heinrich-Ulrichs-Str. 14 
10785 Berlin 
www.ag-familie.de

Fon: +49(0)30-2902825-70
Fax: +49(0)30-2902825-87 
info@ag-familie.de

Bei Interesse an der Ausstellung wenden Sie sich bitte an:

• Material: robuste PVC-Planen (Außeneinsatz möglich)
• Befestigung: je 3 Ösen an oberer / unterer Seite zur Befestigung
• Größe: 9 Planen mit je 1,00 m Breite und 1,50 m Höhe
• Ausleihgebühren: keine 

Ausweitung des Kindergeldes 
Kindergeld erhalten Familien bereits ab dem zweiten Kind,  
jedoch gekoppelt an Einkommensgrenzen. Die Finanzierung 
der Zusatzbeträge erfolgt aus Bundesmitteln.

Änderung des Familienrechts 
Unverheiratete Mütter erhalten das Recht, die elterliche  
Sorge für ihr Kind zu beantragen und damit die zwangsläufige 
Vormundschaft des Jugendamts zu verlassen. Scheidungen 
aufgrund Zerrüttung werden erschwert, die Unterhaltspflicht 
der Väter wird ausgedehnt.

Bundesfamilienminister: 
Bruno Heck, CDU

Einführung der Düsseldorfer Tabelle  
als Richtwert für Unterhaltszahlungen

Auflösung der betrieblichen Kindergeldkassen 
Das Kindergeld geht von den Arbeitgebern in staatliche  
Verantwortung über und wird komplett aus Bundesmitteln  
finanziert. 

Einführung Wohngeldgesetz 
Abhängig von Einkommen und Kinderzahl besteht nun  
Anspruch auf Zuschüsse zur Miete. Die Förderung soll  
angemessenes und familiengerechtes Wohnen ermöglichen.

Erster Kinder- und Jugendbericht veröffentlicht

Bundesfamilienministerin: 
Änne Brauksiepe, CDU

Erster Familienbericht veröffentlicht 
Die Berichtspflicht wird erstmals 1965 vom Bundestag  
beschlossen. Ziel der Familienberichte ist es, die Lebens- 
situation von Familien wissenschaftlich zu untersuchen und 
passende politische Maßnahmen festzulegen.

Neufassung Mutterschutzgesetz  
Die Schutzfrist vor der Geburt beträgt sechs Wochen, nach 
der Geburt acht Wochen beziehungsweise für Mehrlinge und 
Frühgeburten zwölf Wochen.

Zusammenlegung von Familien- und Gesundheitsministerium

Bundesfamilienministerin: 
Käthe Strobel, SPD

Einführung der Teilzeitregelung im Öffentlichen Dienst 
Beamtinnen und Richterinnen können zur Betreuung eines 
Kindes unter 16 Jahren erstmalig beurlaubt werden oder in 
Teilzeit arbeiten. Die Regelung gilt nur für Frauen, der  
Arbeitsplatz wird freigehalten.

Im August 1961 besiegelt der Bau der Berliner 
Mauer die deutsche Teilung. Vor allem in Berlin 
trifft die Mauer, die quer durch einzelne Straßen- 
züge führt, viele Familien hart: Eltern und Kinder, 
Großeltern, Geschwister und Verwandte sind auf 
einmal durch Stacheldraht und Betonmauern 
voneinander getrennt. Auch die AGF protestiert 
in eindringlichen Briefen gegen den Mauerbau.

In Süddeutschland gründet sich 1967 der „Ver-
band lediger Mütter“. Ziel des neuen Familien- 
verbandes ist die Verbesserung der Rechts- 
und Lebenssituation von unehelichen Kindern 
und unverheirateten Müttern. Nach mehreren 
Umbenennungen heißt er heute „Verband  
alleinerziehender Mütter und Väter“.   

Das Bundesfamilienministerium ringt zu Beginn 
der sechziger Jahre noch um Einfluss. Mit der 
Umbenennung in „Bundesministerium für Familie 
und Jugend“ 1963 setzt ein deutlicher Kompe-
tenzgewinn ein. Mitte der Sechziger Jahre erhält 
es die Zuständigkeiten für die Bundesjugend-
spiele, für die Belange von Studenten, für das 
Kindergeld und den Jugendschutz. Dennoch kur-
sieren vor der Bundestagswahl 1969 Gerüchte, 
das Familienministerium würde bei einem Sieg 
Willy Brandts aufgelöst. 

Demonstration gegen die Notstandsgesetze in Bonn im Mai 1968 
(Juergen / Timeline Images)

Überall entlang der Mauer waren Podeste errichtet damit Be-
troffene oder auch Neugierige Sichtkontakt aufnehmen konnten. 
(Hermann Schröer / Timeline Images)

Mit der Verabschiedung des Familiengesetz-
buches setzt 1965 die offizielle Familien- 
politik der DDR ein. Die Gleichberechtigung 
in der Ehe wird festgeschrieben, bei Schei- 
dungen gilt das Zerrüttungsprinzip statt  
der Schuldfrage. Familie und Erziehung sind 
staatsbürgerliche Aufgaben und sollen sozia- 
listischen Werten folgen. Der Ausbau der öffent- 
lichen Kinderbetreuung beginnt. Die durch- 
gehende Beschäftigung von Frauen ist erklärtes 
Staatsziel. 

50er: Anfänge der Familienpolitik 

Einführung Kinderfreibetrag 
Für das erste, zweite und dritte Kind bleibt ein Betrag von  
jeweils 600 DM steuerfrei. 

Gründung Müttergenesungswerk 
Ziel der Stiftung ist die geistige und körperliche Stärkung  
kranker und erschöpfter Mütter. Stiftungsgründerin ist die 
Frau des Bundespräsidenten, Elly Heuss-Knapp.

Ausweitung Mutterschutzgesetz 
Das Gesetz löst die Regelung aus Zeiten des Nationalsozialis-
mus ab. Der Kündigungsschutz und das Verbot von gesund-
heitsgefährdenden Tätigkeiten für Schwangere werden aus-
geweitet. Es gelten Schutzfristen von sechs Wochen vor und 
nach der Geburt.

Gründung des Bundesministeriums für Familienfragen 
Das neue Ministerium dient dem Schutz der Familien. Vor 
allem ihre ökonomische und gesellschaftliche Stärkung, der 
Schutz der Mütter, auch vor den Belastungen einer Berufs- 
tätigkeit, und die Sicherung einer stabilen Geburtenrate  
stehen dabei im Zentrum. 

Erster Bundesfamilienminister: 
Franz-Josef Wuermeling, CDU

Einführung Kindergeld 
Mit dem neuen Gesetz entfällt die im Nationalsozialismus ein-
geführte „Kinderbeihilfe“. Die Kindergeldzahlung wird ab dem 
dritten Kind gewährt und beträgt 25 DM. Die Finanzierung 
und Auszahlung erfolgt durch die Arbeitgeber.

Einführung „Wuermeling-Pass“ 
Der Ausweis berechtigt Kinder aus Familien mit drei und mehr 
Kindern zu Bahnfahrten für den halben Preis. Die Regelung 
hat bis 1992 Bestand. 

Förderung von Studierenden 
Mit dem „Honnefer Modell“ werden Studierende aus einkom-
mensschwachen Familien finanziell unterstützt. Die Förderung 
obliegt der Entscheidung der Hochschulen, einen Rechtsan-
spruch gibt es nicht. 

Jugendpolitik wird Aufgabe des Familienministeriums 
Die Zuständigkeit für Jugendfragen wird zur Entlastung des 
Innenministeriums auf das Familienressort übertragen. 

Erstes Gleichberechtigungsgesetz 
Die rechtliche Position der Ehefrauen wird gestärkt.  
Sie können ihr Vermögen nun selbst verwalten, erhalten die 
Hälfte des wirtschaftlichen Ehe-Zugewinns und dürfen ohne 
Zustimmung des Ehemannes arbeiten – solange sie ihre  
häuslichen Pflichten nicht vernachlässigen. 

Einführung des Ehegattensplittings 
Mit der veränderten Besteuerung von Ehepaaren sollen  
mögliche Nachteile der Einkommenszusammenlegung  
beseitigt werden.

Trotz der Vereinnahmung von Familien in der 
Nazi-Diktatur und der bestehenden Zweifel, ob 
die Sorge für Familien eine staatliche Aufgabe 
ist, wird zu Beginn der Fünfziger Jahre ein eigen-
ständiges Bundesfamilienministerium eingeführt. 
Dessen personelle und materielle Ausstattung ist 
zunächst jedoch sehr zurückhaltend. 

Bereits vor Einführung eines Bundesfamilien-
ministeriums spielen die Interessen von Fami-
lien eine wachsende gesellschaftliche Rolle: 
1948 gründet sich der Deutsche Familienver-
band (DFV) neu, 1953 der Familienbund der 
Deutschen Katholiken (FDK) – heute bekannt  
als „Familienbund der Katholiken“ – und 
die Evangelische Aktionsgemeinschaft für  
Familienfragen (eaf), die 2014 ihren Namen 
in „evangelische arbeitsgemeinschaft fami-
lie“ ändert. Die drei Verbände bilden am 25. 
März 1954 die Arbeitsgemeinschaft deutscher 
Familienorganisationen (AGF). Der Bund  kin-
derreicher und junger Familien Deutschlands 
(BKD) tritt 1955 der AGF bei.

Die Einführung des Kindergeldes wird von hef-
tigen politischen Auseinandersetzungen beglei-
tet. In der Kritik stehen besonders die geringe 
Höhe des Betrages, der Anspruch erst ab dem 
dritten Kind sowie die Ausführung über die  
Arbeitgeber.

Mit dem Gleichberechtigungsgesetz von 1958 be-
ginnt die deutsche Politik, sich erstmals der im 
Grundgesetz verankerten Gleichheit von Mann 
und Frau zu nähern. Heftig umstritten bleiben  
jedoch die Erwerbstätigkeit der Frau und das so-
genannte Letztentscheidungsrecht der Männer 
in der Ehe. Das Gesetz ist ein Kompromiss, aber 
ein erster Schritt zur Gleichstellung der Frauen.

Nach dem Kriegsende beginnt die Zeit des Wiederaufbaus, auch 
im politischen System. Als geteilter Staat versucht Deutschland 
den Neuanfang in der BRD wie in der DDR. (Bundesarchiv,  
Bild 183-Z1218-315, Fotograf: Kolbe)

Die ersten familienpolitischen Maßnahmen in Ost-
deutschland sind die Lockerung des Schwanger- 
schaftsabbruchs und der Erlass, Frauen gleichen 
Lohn bei gleicher Arbeit zu zahlen. Der Wille zur 
Gleichberechtigung von Mann und Frau, aber auch 
die Pflicht zur Berufstätigkeit für beide Geschlech-
ter bestimmen die Politik. 1950 wird das Mütter- 
und Kinderschutzgesetz der DDR verabschiedet. 
Kindergeld gibt es seit 1950 ab dem vierten Kind. 
1958 wird es für jedes Kind gezahlt. Ein Familien-
ministerium gibt es in der DDR nicht. 

bis




